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1
Gewerkschaftliche
Lohnpolitik und
ökonomische Theorie

Wenn heute über die Bedeutung der Lohn-
politik in Europa diskutiert wird, dann
wird diese in der Regel als abhängige Varia-
ble betrachtet, deren Gestaltungsspielraum
im Wesentlichen durch die bestehenden
ökonomischen Rahmenbedingungen vor-
gezeichnet ist. Ob vermeintliche Sach-
zwänge der Globalisierung, der internatio-
nale Standortwettbewerb, die Sicherung
der Geldwertstabilität oder die Bekämp-
fung der Massenarbeitslosigkeit, es existiert
kaum ein ökonomisches Problem, bei dem
nicht der Lohnpolitik eine hohe Verant-
wortung zugeschrieben wird und aus dem
heraus eine bestimmte „problemadäquate“
Entwicklung der Löhne abgeleitet wird.
Gerade vor dem Hintergrund der Europäi-
schen Währungsunion ist in jüngster Zeit
eine umfangreiche Literatur erschienen,
die die Lohnpolitik einmal mehr zur zen-
tralen Anpassungsvariable bei der Bearbei-
tung ökonomischer Entwicklungsunter-
schiede erklärt.

Die substanziellen Anforderungen an
die Lohnpolitik lassen sich dabei trotz aller
bestehenden Ausdifferenzierungen und
Verästelungen der ökonomischen Theorie
auf zwei Grundvarianten reduzieren. Die
erste Variante ist im Wesentlichen der neo-
klassischen Orthodoxie verpflichtet und
predigt in fast gebetsmühlenartiger Weise
das doppelte Credo einer permanenten
Lohnzurückhaltung und einer marktge-

Partialinteressen auf Kosten der Allge-
meinheit Vorteile verschaffen. Da sich die
gegebenen Lohnverhandlungssysteme je-
doch kaum zugunsten einer mit Ökonom-
Innen besetzten Lohnfestlegungsinstanz
abschaffen lassen, bleibt der neoklassischen
wie auch der keynesianischen Wirtschafts-
wissenschaft nicht viel mehr übrig, als an
die Verantwortung von Arbeitgebern und
Gewerkschaften zu appellieren, möglichst
den jeweils propagierten volkswirtschaft-
lichen Vorgaben zu folgen.

Bezogen auf die Gewerkschaften haben
jedoch kritische ÖkonomInnen wie Joan
Robinson (1962, S. 152) immer schon da-
rauf hingewiesen, dass „die Schlussfolge-
rung der Nationalökonomen den Arbei-
tern nicht ehrlich empfohlen werden
kann“. Bei der neoklassischen Variante ver-
steht sich dies von selbst, da Gewerkschaf-
ten, die ihre Lohnpolitik an den Grenzpro-
duktivitäten der einzelnen Arbeitnehmer-
Innen orientieren, in Theorie und Praxis
gleichermaßen überflüssig sind. Aber auch
die keynesianische Variante scheint für die
Gewerkschaften normalerweise nicht be-
sonders attraktiv, verlangt sie von ihnen
doch, den verteilungspolitischen status quo
ein für allemal als unveränderbar hinzu-

Thorsten Schulten ist wissenschaftlicher Mit-

arbeiter im Wirtschafts- und Sozialwissen-

schaftlichen Institut (WSI) in der Hans Böck-

ler Stiftung.

e-mail: Thorsten-Schulten@boeckler.de

Theorie und Praxis gewerkschaftlicher
Lohnpolitik in Europa 

Thorsten Schulten

Die vorherrschenden ökonomischen Theorien lassen der gewerkschaftlichen Lohnpolitik nur wenig Spielraum. Während der neo-
klassische Mainstream die Gewerkschaften auf eine Politik der permanenten Lohnzurückhaltung verpflichten will, empfiehlt die key-
nesianisch orientierte Minderheit, die Löhne strikt an die Produktivitätsentwicklung zu binden. Demgegenüber gehen die Gewerk-
schaften in der Regel vom Verständnis eines „politischen Lohnes“ aus, das die Frage der Einkommensverteilung in den Mittelpunkt
rückt. Das gewerkschaftliche Konzept einer solidarischen Lohnpolitik zielt dabei sowohl auf eine möglichst gerechte Verteilung zwi-
schen Arbeits- und Gewinneinkommen als auch auf eine möglichst egalitäre Einkommensstruktur. Nachdem die solidarische Lohn-
politik in den 80er Jahren in eine grundlegende Krise geraten ist, scheint ihre Rekonstruktion heute – wenn überhaupt – nur im Rah-
men einer europäischen Koordinierung gewerkschaftlicher Lohnpolitiken möglich.

rechten Differenzierung der Lohneinkom-
men. Ihre theoretischen Grundannahmen
stützen sich dabei auf ein gegen jegliche
Kritik tendenziell selbstimmunisierendes
Argumentationsmuster, wonach die Exis-
tenz von Arbeitslosigkeit immer der Beleg
für ein zu hohes und zu wenig differenzier-
tes Lohniveau ist.Verteilungspolitisch läuft
die neoklassische Variante der Lohnpolitik
dabei auf eine permanente Umverteilung
des Nationaleinkommens von den Arbeits-
zugunsten der Gewinneinkommen hinaus.

Dagegen steht eine zweite, an eher key-
nesianischen Ansätzen orientierte Variante,
die im Wesentlichen für eine produkti-
vitätsorientierte Lohnpolitik plädiert. Mit
der Koppelung der Lohnentwicklung an
die allgemeine ökonomische Wertschöp-
fung soll zum einen eine gleichgerichtete
Entwicklung von Produktion und Kon-
sumtion gefördert werden. Zum anderen
soll durch den Verzicht auf lohnpolitische
Umverteilungsmaßnahmen die Geldwert-
stabilität gesichert werden. Verteilungspo-
litisch führt die keynesianische Variante der
Lohnpolitik somit zur Festschreibung einer
einmal gegebenen Relation von Arbeits-
und Gewinneinkommen.

Bei aller Gegensätzlichkeit von neo-
klassisch oder keynesianisch begründeter
Lohnpolitik steckt in beiden Varianten
doch gemeinsam der Anspruch, einen den
ökonomischen Problemen entsprechenden
„richtigen“ Lohn definieren zu können.
Damit verliert Lohnpolitik jedoch streng-
genommen ihre eigenständige Berechti-
gung, da ein Abweichen von der als ökono-
misch richtig erkannten Lohnpolitik stets
suboptimale Ergebnisse hervorbringt und
lediglich dazu führt, dass sich bestimmte
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nehmen.1 Dagegen argumentierte schon
Robinson, dass „vom Standpunkt der poli-
tischen Arbeiterbewegung betrachtet, ...
der Zweck der Lohnverhandlungen nur
(ist), den Anteil der Arbeiter am gesamten
Industrieprodukt zu vergrößern, und es
kann nicht erwartet werden, dass die Ar-
beiter plötzlich den Kampf aufgeben“ (Ro-
binson 1962, S. 150). Selbst der im Prinzip
richtige Einwand, dass sich der gewerk-
schaftliche Einfluss lediglich auf die Nomi-
nallöhne, nicht jedoch auf die Reallöhne
erstreckt, vermag in diesem Zusammen-
hang nicht vollständig zu überzeugen. So
ist es nach Robinson „zwecklos zu argu-
mentieren, dass die Lohnerhöhung nur die
Preise erhöht und den Arbeitern keinen
Nutzen bringt. Es ist eine Erfahrungssache,
dass dies nicht der Fall ist ... Es stimmt, dass
ein Großteil des Vorteils in Geldlöhnen
durch die steigenden Preise verloren geht,
aber irgend ein Rückstand bleibt doch
übrig.“ Robinson hielt es demnach insge-
samt für „Heuchelei, den Arbeitern zu pre-
digen, dass ihnen Lohnansprüche nichts
nützen“ (Robinson 1962, S. 150–151).2

Während im neoklassischen Mainstre-
am eine eigenständige gewerkschaftliche
Lohnpolitik im Grunde keine Berechti-
gung hat und lediglich als Störfaktor wahr-
genommen wird, der die freie Entfaltung
der Marktgesetze behindert, hat in der key-
nesianischen Denktradition die Lohnpoli-
tik primär die Aufgabe, das Preisniveau zu
stabilisieren. In den Gewerkschaften selber
hat sich dagegen im Laufe ihrer Geschichte
ein alternatives lohnpolitisches Verständ-
nis herausgebildet, das auf einer Theorie
des „politischen Lohnes“ basiert, wonach
wirtschaftliche Prozesse nicht einfach von
formalen ökonomischen Gesetzen be-
stimmt sind, sondern immer durch die be-
stehenden sozialen Interessen und Macht-
verhältnisse strukturiert werden.3 Die
Theorie des „politischen Lohnes“ steht da-
mit in der Tradition eines marxistischen
Verständnisses von politischer Ökonomie,
demzufolge ökonomische Beziehungen
immer gesellschaftliche Beziehungen sind,
die in einem kapitalistischen Wirtschafts-
system durch die Verteilungskonflikte zwi-
schen Kapital und Arbeit geprägt werden.
Im Mittelpunkt der ökonomischen Theo-
rie stehen damit nicht die vermeintlich
„neutralen“ Marktgesetze, sondern die ge-
gensätzlich verlaufenden Tendenzen und
Prinzipien einer „politischen Ökonomie
des Kapitals“ und einer „politischen Öko-
nomie der Arbeit“ (Marx 1864/1989, S. 11).

Im Laufe ihrer Geschichte ist es den Ge-
werkschaften in vielen Bereichen gelungen,
das Prinzip der „politischen Ökonomie der
Arbeit“ zu etablieren und durch die Durch-
setzung zahlreicher gesetzlicher und tarif-
vertraglicher Regelungen zu einer weitrei-
chenden „institutionellen Dekommodifi-
zierung“ (Hyman 2001) der Ware Arbeits-
kraft beizutragen.4 Gleichzeitig ist damit
das Prinzip der „politischen Ökonomie des
Kapitals“ jedoch keineswegs aufgehoben,
beide Prinzipien werden vielmehr in an-
dauernden sozialen Auseinandersetzungen
ständig neu austariert. Dies gilt im beson-
deren Maße für die Lohnpolitik, mit der re-
gelmäßig eine Neuverteilung der gesell-
schaftlichen Primäreinkommen präjudi-
ziert wird. Der Ausgangspunkt gewerk-
schaftlicher Lohnpolitik liegt damit
unweigerlich darin, eine gleichgewichtige
Partizipation der Beschäftigten an der all-
gemeinen ökonomischen Entwicklung si-
cherzustellen und darüber hinaus ein
höheres Maß an „Verteilungsgerechtigkeit“
zwischen Arbeits- und Gewinneinkommen
anzustreben.

2
Lohnpolitische Konzepte
der Gewerkschaften

Auch wenn mit der Theorie des „politi-
schen Lohnes“ die in der neoklassischen als
auch keynesianischen Theorie verbreitete
Vorstellung einer letztendlich durch öko-
nomische Gesetze determinierten Einkom-
mensverteilung dekonstruiert wird, bedeu-
tet dies nicht, dass sich die Gewerkschaften
mit ihrer Lohnpolitik quasi außerhalb aller
ökonomischen Funktionszusammenhänge
stellen würden. Die Geschichte der lohn-
politischen Debatten innerhalb der Ge-
werkschaften zeigt im Gegenteil in aller
Deutlichkeit, dass die jeweiligen Lohnfor-
derungen in der Regel in den Kontext ge-
samtwirtschaftlicher Entwicklungsmög-
lichkeiten gestellt wurden. Spätestens seit
dem Beginn des 20. Jahrhunderts ging es
den Gewerkschaften nicht mehr allein dar-
um, möglichst hohe Lohnsteigerungen
durchzusetzen, sondern mit der Forderung
nach höheren Löhnen gleichermaßen für
mehr Verteilungsgerechtigkeit und eine be-
schleunigte ökonomische Entwicklung zu
sorgen.

Beispielgebend für die gewerkschaftli-
chen Ansätze einer Verbindung von Lohn-

politik und allgemeiner Wirtschaftsent-
wicklung waren die intensiven lohnpoliti-
schen Debatten in den 20er Jahren, die in
Deutschland mit den Namen Theodor
Brauer, Emil Lederer, Karl Massar, Fritz Tar-
now, Wladimir Woytinsky u.a. verbunden
sind.5 Paradigmatisch ist dabei eine damals
weitverbreitete Schrift von Karl Massar
über „die volkswirtschaftliche Funktion
hoher Löhne“, die 1927 im Verlag des All-
gemeinen Deutschen Gewerkschaftsbun-
des (ADGB) veröffentlicht wurde (Massar
1927; s.a. Massar 1932). Massar entwickelt
hier im Kern zwei Argumentationsmuster,
die bis heute zum gewerkschaftlichen Stan-
dardrepertoire gehören, wenn es darum
geht, mit ökonomischen Argumenten ge-
werkschaftliche Lohnforderungen zu be-
gründen.6 Zum einen analysiert Massar die
Nachfragefunktion hoher Löhne, durch die
eine annähernd gleichgerichtete Entwick-

1 Bezogen auf die Lohnrunde 2002 hat erst kürzlich
noch einmal Jürgen Kromphardt (2002), der als
der den Gewerkschaften nahestehende Vertreter
im Sachverständigenrat gilt, die Anforderungen an
die Lohnpolitik aus einer keynesianischen Per-
spektive heraus formuliert: „Bei jedem Lohnab-
schluss besteht der Spielraum also aus einem teil-
weisen Inflationsausgleich und dem Wachstum
der Produktivität. Auf Umverteilungselemente
müssen die Gewerkschaften dagegen verzichten –
obwohl die Einkommensverteilung sich seit 1982
deutlich zum Nachteil der Arbeitnehmer ver-
schlechtert hat“ (Herv., T.S.).

2 Tatsächlich ist es den meisten europäischen Ge-
werkschaften in der ersten Hälfte der 70er Jahre
gelungen, durch eine vergleichsweise expansive
Lohnpolitik zu einem Anstieg der Lohnquoten
beizutragen. Seitdem sind allerdings in den meis-
ten europäischen Ländern die Lohnquoten rela-
tiv konstant zurückgegangen (Schulten 2001, 
S. 172–174).

3 Der Begriff des „politischen Lohnes“ stammt von
Rudolf Hilferding (1927, S. 170), der im Rahmen
seiner Konzeption des „organisierten Kapitalis-
mus“ davon ausging, dass der Lohn ein politischer
Lohn sei, der „von der Stärke der parlamentari-
schen Vertretung der Arbeiterklasse, von der Stär-
ke ihrer Organisation und den sozialen Machtver-
hältnissen außerhalb des Parlaments abhängt.“

4 Marx (1864/1989, S. 11) selber hat bekanntlich
die Einführung der Zehnstundenbill im Jahre 1847
in England als ersten größeren Sieg der „politi-
schen Ökonomie der Arbeit“ über die „politische
Ökonomie des Kapitals“ bezeichnet.

5 Ein ausführlicher, wenn auch aus einer orthodox-
neoklassischen Perspektive heraus zum Teil recht
doktrinär formulierter Überblick über die lohnpo-
litischen Debatten der Gewerkschaften in der Wei-
marer Republik findet sich bei Wrede (1960).

6 Vgl. hierzu die aktuelle Darstellung der lohnpoliti-
schen Konzeption der IG Metall bei Welzmüller
(2001).
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lung von Produktion und Konsumtion erst
möglich wird. Gestützt auf die Unterkon-
sumtionstheorie von Emil Lederer (1925)
wurde in der Durchsetzung hoher Löhne
zugleich ein wirksames Ausgleichsmittel
gesehen, den Verlauf des kapitalistischen
Konjunkturzyklus abzumildern. Zum an-
deren hebt Massar die Angebots- oder auch
Innovationsfunktion hoher Löhne hervor,
wonach hohe Löhne sowohl die Leistungs-
fähigkeit und -bereitschaft der Beschäf-
tigten erhöhen als auch im Sinne einer
„Produktivitätspeitsche“ die Unternehmen
zu permanenten Innovationen antreiben.
Popularisiert wurden diese Thesen inner-
halb der Gewerkschaften insbesondere
durch Fritz Tarnow (1928), der in der
Durchsetzung hoher Löhne den Schlüssel
für eine neue kapitalistische Prosperitäts-
phase sah, wie sie sich in den 20er Jahren
mit dem Aufkommen des Fordismus in den
USA bereits andeutete.

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurden
die lohnpolitischen Argumentationsmus-
ter der 20er Jahre zunächst von Viktor
Agartz (1953) in seinem berühmten Auf-
satz über die „expansive Lohnpolitik“ wie-
der aufgegriffen und bildeten fortan die
wirtschaftlichen Kernargumente gewerk-
schaftlicher Lohnpolitik – auch wenn
Agartz selbst durch seine Diskreditierung
im Zuge des Kalten Krieges als expliziter
Bezugspunkt innerhalb der gewerkschaftli-
chen Debatten bald tabuisiert wurde.
Agartz zufolge sollten sich die Gewerk-
schaften nicht allein mit einer „dynami-
schen“ Lohnpolitik begnügen, die eine
gleichgerichtete Entwicklung der Löhne
mit der allgemeinen Wirtschaftsentwick-
lung sicherstellt, sondern vielmehr eine
„expansive“ Lohnpolitik betreiben, die
darauf abzielt, „die wirtschaftliche Expan-
sion von sich aus zu forcieren, um durch
bewusste Kaufkraftsteigerungen eine Aus-
weitung der Produktion herauszufordern.“
Gleichzeitig sah Agartz in der expansiven
Lohnpolitik „das wirksamste Mittel, die Be-
triebe laufend zu höherer Rationalität an-
zuhalten, die Produktivität zu steigern und
damit die Lohnexpansion zu fundamentie-
ren“ (Agartz 1953, S. 246).

Innerhalb der Gewerkschaften wurde
die Konzeption einer expansiven Lohnpo-
litik dann in jener berühmten „trinitari-
schen Formel“ operationalisiert, wonach
Lohnforderungen mit der Summe aus ers-
tens der Preisentwicklung, zweitens des ge-
samtwirtschaftlichen Produktivitätsfort-
schritts und drittens der sogenannten Um-

verteilungskomponente begründet wurden
und z.T. auch heute noch werden (Peters
2001; Welzmüller 2001). Während die Ge-
werkschaften mit den ersten beiden Kom-
ponenten ihre ökonomische Verantwor-
tung signalisieren, wird mit der dritten
Komponente der Anspruch auf eine ge-
rechtere Verteilung zwischen Arbeits- und
Gewinneinkommen aufrechterhalten.

Im Rahmen des sogenannten „Rehn-
Meidner Modells“ – benannt nach den bei-
den schwedischen Gewerkschaftsökono-
men Gösta Rehn und Rudolf Meidner –
wurde schließlich ebenfalls in den 50er Jah-
ren mit dem Konzept der „solidarischen
Lohnpolitik“ das vielleicht elaborierteste
und anspruchsvollste lohnpolitische Kon-
zept der Gewerkschaften entwickelt (Meid-
ner/Hedborg 1984). Das Konzept der soli-
darischen Lohnpolitik zielte neben einer
für die Beschäftigten möglichst günstigen
Verteilung zwischen Kapital und Arbeit
auch auf eine möglichst egalitäre Vertei-
lung des Lohnes innerhalb der Arbeit, d.h.
zwischen den einzelnen Arbeitnehmer-
gruppen und verschiedenen Branchen. Ne-
ben der Verteilung zwischen den Klassen
rückt nunmehr auch die Verteilung inner-
halb der Klasse ins Zentrum gewerkschaft-
licher Lohnpolitik. Durch eine aktive
Lohnnivellierungspolitik sollte „gegen die
Zentrifugalkraft des Marktes, d.h. seine
Tendenz zur Lohndifferenzierung, ... eine
bewusste, zentral gesteuerte Ausgleichskraft
eingesetzt (werden)“ (Meidner/Hedborg
1984, S. 71). Dabei zielt das Konzept der so-
lidarischen Lohnpolitik vor allem darauf,
dass diejenigen Beschäftigtengruppen in
besonders hochproduktiven Bereichen mit
hohen Einkommen darauf verzichten, ihre
potenziellen Lohnsteigerungsmöglichkei-
ten voll auszuschöpfen und dafür die nied-
rigeren Lohngruppen überdurchschnittli-
che Steigerungsraten erfahren.

Mit dem Konzept der solidarischen
Lohnpolitik ging es den Gewerkschaften je-
doch nicht allein um mehr soziale Gleich-
heit. Vielmehr war mit dem Konzept zu-
gleich der Anspruch verbunden, eine adä-
quate lohnpolitische Strategie gefunden zu
haben, die mit Vollbeschäftigung und ma-
kroökonomischer Stabilität kompatibel ist.
Das ökonomische Konzept der solidari-
schen Lohnpolitik zielt dabei – wenn man
so will – auf eine Verbindung von Keynes
und Schumpeter, wonach einerseits durch
ein angemessenes Lohnniveau die gesamt-
wirtschaftliche Nachfrage stabilisiert, zum
anderen durch die relativ egalitäre Lohn-

struktur der ökonomische Strukturwandel
hin zu den neuen produktiveren Branchen
gefördert und beschleunigt werden soll.
Der einkalkulierte Verlust von Arbeitsplät-
zen in  weniger produktiven Bereichen soll-
te hierbei durch die rasche Entwicklung
neuer produktiverer Bereiche kompensiert
werden. Um temporäre beschäftigungspo-
litische Friktionen des Strukturwandels ab-
zumildern, wurde darüber hinaus an den
Staat die Anforderung einer aktiven Ar-
beitsmarkt- und Strukturpolitik gestellt.
Schließlich ist die Durchsetzung einer soli-
darischen Lohnpolitik institutionell an die
Existenz eines zentralisierten oder zumin-
dest koordinierten Lohnfindungssystems
gebunden, das eine makroökonomische
Steuerung der Lohnpolitik erlaubt.

In der Praxis hat sich das Konzept der
solidarischen Lohnpolitik nach dem Zwei-
ten Weltkrieg mehr oder weniger in fast al-
len (west-)europäischen Ländern durch-
setzen können und kann so mit Recht als
ein Eckpfeiler des „europäischen Sozial-
modells“ bezeichnet werden, der in hohem
Maße zur Verbindung von ökonomischer
Prosperität und sozialem Wohlstand beige-
tragen hat (Schulten 2001a). In institutio-
neller Hinsicht konnten in allen europäi-
schen Ländern zentralisierte oder gesamt-
wirtschaftlich koordinierte Tarifvertrags-
systeme etabliert werden, die eine
Festlegung von Löhnen unabhängig von
der einzelwirtschaftlichen Performance er-
laubten. Im Bereich der Lohnniveaupolitik
konnten die Gewerkschaften – mit Aus-
nahme einer kurzen Phase Anfang der 70er
Jahre – zwar keine aktive Umverteilung des
Sozialproduktes erwirken, es gelang ihnen
jedoch im Rahmen eines „fordistischen
Verteilungskompromisses“, demzufolge die
Reallohnzuwächse in etwa den Produkti-
vitätsgewinnen entsprachen, eine gleichge-
wichtige Partizipation der Beschäftigten an
der allgemeinen wirtschaftlichen Entwick-
lung sicherzustellen. Im Ergebnis blieben
die Lohnquoten und damit das Verhältnis
von Arbeits- und Gewinneinkommen über
lange Zeit relativ konstant. In lohnstruktur-
politischer Hinsicht kam es schließlich in
den meisten europäischen Ländern zu
einer mehr oder weniger ausgeprägten
Nivellierung der Löhne, die damit insge-
samt zu einem historisch bislang einzig-
artigen Niveau an sozialer Gleichheit bei-
getragen hat. Letzteres gilt natürlich ins-
besondere für die skandinavischen Länder,
in denen das Konzept der solidarischen
Lohnpolitik den stärksten Rückhalt erfuhr.
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len Unternehmen zugute kommen, son-
dern könnte auch über eine Steigerung der
Importe die nun – ceteris paribus – preis-
lich wettbewerbsfähigeren ausländischen
Unternehmen profitieren lassen. Umge-
kehrt ist es jedoch weit wahrscheinlicher,
dass eine primär auf Lohnzurückhaltung
basierende Strategie zur Steigerung preisli-
cher Wettbewerbsfähigkeit zwar kurzfristig
im Sinne einer „beggar-thy-neighbour“-
Taktik von Erfolg gekrönt sein mag, mittel-
fristig jedoch immer entsprechende Ge-
genreaktionen der betroffenen Nachbar-
länder hervorrufen wird und damit eine
lohn- und verteilungspolitische Abwärts-
spirale in Gang setzt. Berücksichtigt man
die lohnpolitischen Entwicklungen in den
letzten beiden Dekaden, so erscheint ein
solches europaweites „Lohndumping-
Szenario“ durchaus nicht unwahrschein-
lich. Unter den Bedingungen der Europäi-
schen Währungsunion hätte ein solches
Szenario allerdings weit gravierendere ge-
samtwirtschaftliche Folgen, da übermäßige
Lohnsenkungen in einem Land nicht mehr
durch eine entsprechende Aufwertung der
nationalen Währung kompensiert werden
könnten und damit unmittelbar die Gefahr
einer Deflationsspirale drohen würde. Vor
diesem Hintergrund erscheint eine Rekon-
struktion solidarischer Lohnpolitik – wenn
überhaupt – nur im Rahmen einer europa-
weiten Koordinierung möglich.

Das zweite Argument gegen eine mögli-
che Rekonstruktion solidarischer Lohnpo-
litik rückt die traditionelle Innovations-
funktion des Konzepts in den Mittelpunkt
der Kritik. Während unter den Bedingun-
gen einer fordistischen Industriegesell-
schaft egalitäre Lohnstrukturen den Struk-
turwandel hin zu immer produktiveren Be-
reichen gefördert haben mögen, so kehrt
sich dieser Zusammenhang unter den Be-
dingungen einer nachfordistischen Dienst-
leistungsgesellschaft mit eher humaninten-
siven und „niedrigproduktiven“ Tätigkei-
ten in sein Gegenteil. Dementsprechend
ließe sich das Beschäftigungspotenzial im
Dienstleistungssektor nur über ein höheres
Maß an Lohnungleichheit erreichen. Das
Problem dieser Argumentation besteht
zunächst darin, dass sie unreflektiert die
Kriterien eines industriegesellschaftlichen
Produktivitätsbegriffs einfach auf den
Dienstleistungssektor überträgt und damit
unhinterfragt die vielfältig bestehenden so-
zialen Diskriminierungen in der Leistungs-
bewertung (z.B. von vornehmlich durch
Frauen ausgeübten Tätigkeiten) über-

riable im globalen Standortwettbewerb um
Kapital und Investitionen bilden und als
solche letztlich für die ökonomische und
beschäftigungspolitische Entwicklung ver-
antwortlich gemacht werden. Demgegen-
über befindet sich die gewerkschaftliche
Lohnpolitik in einer strukturellen Defen-
sivposition, da Forderungen nach lohn-
politischen Verbesserungen von vornher-
ein mit dem Generalverdacht behaftet sind,
die Wettbewerbsfähigkeit zu schmälern.

Das Credo der wettbewerbsorientier-
ten Lohnpolitik ist dabei ein doppeltes:
Zum einen geht es um „moderate“ Lohn-
erhöhungen, d.h. um Lohnzuwächse un-
terhalb des Produktivitätsfortschritts, die
nichts anderes beinhalten als die Forderung
nach einer weiteren Fortsetzung der „nega-
tiven“ Umverteilung von Arbeits- zu Ge-
winneinkommen. Zum anderen geht es der
wettbewerbsorientierten Lohnpolitik um
eine wesentlich stärkere Lohndifferenzie-
rung, und zwar sowohl in sektoraler Hin-
sicht – wie etwa die andauernden Debatten
um die Ausweitung des Niedriglohnsektors
zeigen – als auch zwischen den Unterneh-
men im Sinne einer stärkeren Bindung der
Löhne an das Betriebsergebnis. Das Kon-
zept der solidarischen Lohnpolitik wird da-
mit insgesamt auf den Kopf gestellt: An die
Stelle einer gleichgewichtigen Verteilung
zwischen Arbeit und Kapital tritt die per-
manente Umverteilung zugunsten der Ka-
pitalseite.An die Stelle einer möglichst ega-
litären Lohnstruktur tritt die bewusste För-
derung zunehmender Lohnungleichheit.

4
Perspektiven einer
gewerkschaftlichen
Rekonstruktion
solidarischer Lohnpolitik
in Europa

Es sind im Wesentlichen zwei Argumente,
die in der Regel gegen eine mögliche Re-
konstruktion solidarischer Lohnpolitik
eingewendet werden (Schulten 2001a,
S. 177 ff.). Das erste Argument umfasst den
gesamten Komplex der landläufig mit dem
Schlagwort „Globalisierung“ verbunden
wird und kritisiert im Wesentlichen die
Nachfragefunktion der Löhne. Demnach
würde in einer eng verflochtenen Wirt-
schaft, wie der Europäischen Union, eine
über Lohnerhöhungen induzierte Nachfra-
gesteigerung nicht unbedingt den nationa-

3
Die Krise gewerkschaft-
licher Lohnpolitik
in Europa

Vor dem Hintergrund stark rückläufiger
Wachstumsraten und einem gewaltigen
Anstieg der Massenarbeitslosigkeit ist das
gewerkschaftliche Konzept der solidari-
schen Lohnpolitik spätestens in den 80er
Jahren in eine tiefgreifende Krise geraten
(Schulten 2001a, S. 171ff.). Die Krise mani-
festiert sich zum einen in institutioneller
Hinsicht in einer zunehmenden Dezentra-
lisierung der Tarifpolitik. Auch wenn der
Flächentarifvertrag innerhalb Europas
nach wie vor die dominierende Tarifver-
tragsform darstellt, so hat die Lohnpolitik
doch einiges an makroökonomischem
Steuerungspotenzial eingebüßt. In materi-
eller Hinsicht haben die politischen und
ökonomischen Verschiebungen in den
Machtpositionen zwischen Arbeitgebern
und Gewerkschaften zu einer Aufkündi-
gung des „fordistischen Verteilungskom-
promisses“ geführt. So blieben in den letz-
ten beiden Jahrzehnten in fast allen eu-
ropäischen Ländern die Lohnzuwächse na-
hezu kontinuierlich hinter dem Produk-
tivitätsfortschritt zurück, was zu einem ste-
tigen Rückgang der Lohnquoten und einer
massiven Umverteilung von Arbeits- zu
Gewinneinkommen geführt hat. Gleichzei-
tig hat die Lohnpolitik ihre nachfragestabi-
lisierende Funktion weitgehend eingebüßt
und damit selbst noch zur Verschärfung
der Beschäftigungsprobleme beigetragen.
Schließlich hat sich in fast allen europäi-
schen Ländern der vormalige Trend hin zu
egalitäreren Lohnstrukturen wieder umge-
kehrt. Die Dezentralisierung und Verbe-
trieblichung der Lohnpolitik, wachsende
„tariffreie Zonen“ ohne jegliche kollektiv-
vertragliche Absicherung sowie ein eben-
falls zu konstatierender Bedeutungsverlust
gewerkschaftlicher Lohnnivellierungspoli-
tik haben dazu geführt, dass die Lohn-
ungleichheit in Europa wieder deutlich zu-
genommen hat.

Seit den 80er Jahren tritt insgesamt an
die Stelle des Leitbildes einer solidarischen
Lohnpolitik immer mehr das neoliberale
Leitbild einer „wettbewerbsorientierten
Lohnpolitik“ (Bispinck/Schulten 2001).
Gestützt auf die neoklassische Orthodoxie
werden Löhne demnach lediglich als Ar-
beitskosten begriffen, die eine zentrale Va-
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nimmt. Darüber hinaus deutet das Argu-
ment jedoch auf ein tatsächliches Problem,
wonach Teile des im Dienstleistungssektor
liegenden Beschäftigungspotenzials unter
sozial akzeptablen Bedingungen tatsäch-
lich nicht marktgerecht erschließbar sind.
Ein möglicher Ausweg aus diesem Dilem-
ma, der lange Zeit insbesondere in den
skandinavischen Ländern verfolgt wurde,
besteht in einer Ausdehnung öffentlicher
bzw. öffentlich-geförderter Dienstleistun-
gen. Allerdings sind derzeit einer solchen
Strategie sowohl durch die erzwungene Li-
beralisierung des öffentlichen Auftragswe-
sens im Zuge des europäischen Binnen-
marktes als auch durch die Regeln des EU-
Stabilitätspaktes relativ enge Grenzen ge-
setzt. Insgesamt deutet auch diese Debatte
darauf hin, dass eine Rekonstruktion soli-
darischer Lohnpolitik nur in einem eu-
ropäischen Rahmen denkbar ist.

Die grundlegende Frage, inwieweit eine
expansivere und solidarische Lohnpolitik
unter den Bedingungen einer transnational
verflochtenen Weltwirtschaft überhaupt
möglich ist, hat schon die lohnpolitischen
Debatten in den 20er und 30er Jahren be-
einflusst. So war es kein Geringerer als John
Maynard Keynes (1930), der zwar einerseits
seine politische Sympathie für die gewerk-
schaftlichen Forderungen nach höheren
Löhnen zum Ausdruck brachte, gleichzeitig
jedoch davor warnte, dass die Durchset-
zung solcher Forderungen unweigerlich
dazu führen würde, dass das Kapital ver-
stärkt im Ausland nach Anlagemöglichkei-
ten suchen würde. Demgegenüber hat der
ehemalige Leiter der Statistischen Abtei-
lung des ADGB, Wladimir Woytinsky, be-
reits Mitte der 20er Jahre darauf hingewie-
sen, dass eine „Politik der systematischen
Lohnerhöhung ... in ihrer ganzen Größe
nur dann entfaltet werden und positive Re-
sultate zeigen (kann), wenn sie von allen
heute miteinander konkurrierenden eu-
ropäischen Staaten planmäßig und gleich-
zeitig durchgeführt wird“ (Woytinsky
1926, S. 119).

Trotz zahlreicher programmatischer
Beteuerungen hat in der Praxis die Lohn-
politik bis in die zweite Hälfte der 90er Jah-
re hinein für die europäischen Gewerk-
schaftsorganisationen keine relevante Rol-
le gespielt. Das gewerkschaftliche Kernge-
schäft wurde im Gegenteil ganz den
nationalen Gewerkschaften überlassen, die
im Übrigen auch keinerlei Bereitschaft er-
kennen ließen, sich von der europäischer
Seite Vorgaben für ihre Lohnpolitik ma-

chen zu lassen. Schließlich hat jedoch die
berechtigte Angst vor nationalem Lohn-
dumping in der Europäischen Währungs-
union am Ende der 90er Jahre dazu ge-
führt, dass das Thema Lohnpolitik mit
Macht auf die europäische Agenda rückte
und sich die europäischen Gewerkschaften
seither verstärkt um eine europaweite
Koordinierung der nationalen Lohnpoliti-
ken bemühen, die in der Lage ist, den na-
tionalen Wettbewerb um Löhne und Ar-
beitsbedingungen zu begrenzen (Schulten/
Bispinck 2001; Schulten 2002).

Zur Umsetzung des lohnpolitischen
Koordinierungsansatzes sind die Gewerk-
schaften zum einen dazu übergegangen, ih-
re tarifpolitischen Institutionen und Kom-
munikationsstrukturen auf europäischer
Ebene weiter auszubauen – etwa in Form
europäischer Tarifausschüsse, europäischer
Tarifdatenbanken oder grenzüberschrei-
tender Tarifpartnerschaften. In inhaltlicher
Hinsicht haben die Gewerkschaften auf
verschiedenen Ebenen – so z.B. auf interre-
gionaler Ebene mit der sogenannten „Ini-
tiative von Doorn“ zwischen Deutschland
und den BeNeLux-Gewerkschaften, auf
sektoraler Ebene im Rahmen der Europäi-
schen Branchenausschüsse wie z.B. dem
Europäischen Metallgewerkschaftsbund
oder auch auf sektor-übergreifender Ebene
im Rahmen des Europäischen Gewerk-
schaftsbundes (EGB) – damit begonnen,
gemeinsame tarifpolitische Positionen zu
entwickeln. Im Mittelpunkt stand dabei
bislang die Verabschiedung sogenannter
„europäischer Orientierungslinien“ für die
nationale Lohn- und Tarifpolitik, die im
Wesentlichen die Forderung nach einer
Rückkehr zu produktivitätsorientierten
Lohnsteigerungen enthalten und damit die
„Wettbewerbsneutralität“ der Lohnpolitik
wieder herstellen wollen. Im Kern haben
sich die europäischen Gewerkschaften da-
mit auf eine keynesianisch orientierte
Lohnpolitik in Europa verständigt.

Bislang haben die gewerkschaftlichen
Vereinbarungen über eine europäisch-ko-
ordinierte Tarifpolitik jedoch kaum prakti-
schen Konsequenzen für die nationale Ta-
rifpolitik nach sich gezogen und spielten in
den aktuellen Tarifverhandlungen kaum
eine Rolle (Schulten/Bispinck 2001). Auch
in jüngster Zeit konnten die nationalen
Verteilungsspielräume aus Preis- und Pro-
duktivitätsentwicklung in den meisten eu-
ropäischen Ländern durch die Lohnpolitik
nicht ausgeschöpft werden (Schulten
2001b). Da es sich bei der europäischen Ko-

ordinierung insgesamt noch um eine sehr
junge Entwicklung handelt, sollten sicher-
lich nicht vorschnell endgültige Urteile
über deren Durchsetzungschancen gefällt
werden. Allerdings können einige struktu-
relle Hindernisse und politische Barrieren
formuliert werden, die einer wirksamen
Lohnkoordinierung entgegen stehen.

Erstens ist die Autorität der europäi-
schen Gewerkschaftsorganisationen ge-
genüber ihren nationalen Mitgliedorgani-
sationen nach wie vor eher gering und
dürfte gerade beim gewerkschaftlichen
Kerngeschäft der Tarifpolitik besonders
niedrig sein. Der Koordinierungsansatz
bleibt insofern „voluntaristisch“, als dass
die europäischen Gewerkschaftsorganisa-
tionen über keine wirklich harten Sankti-
onsmechanismen verfügen, mit denen sie
ihre nationalen Mitgliedsbünde zur Ein-
haltung gemeinsamer Positionen ver-
pflichten könnten.

Zweitens wird die Lohnpolitik in zahl-
reichen europäischen Ländern im Rahmen
wettbewerbskorporatistischer Bündnisse
auf einen wettbewerbsorientierten Kurs
der Lohnzurückhaltung festgelegt, der dem
Gedanken einer den Lohnwettbewerb be-
grenzenden europäischen Lohnpolitik dia-
metral entgegensteht (Bieling/Schulten
2001).

Drittens scheint die im gewerkschaftli-
chen Koordinierungsansatz geforderte
Rückkehr zu einer produktivitätsorientier-
ten Lohnpolitik einen eher defensiven An-
satz darzustellen, der ohne Einbindung in
ein umfassendes lohnpolitisches Zukunfts-
konzept der Gewerkschaften zu einem
technokratischen Konstrukt zu verküm-
mern droht, das weder innerhalb der Ge-
werkschaften, noch in einer breiteren poli-
tischen Öffentlichkeit eine besondere poli-
tische Ausstrahlungsfähigkeit entwickeln
dürfte. Die Durchsetzung einer dem eu-
ropäischen Koordinierungsansatz implizit
zugrundeliegende keynesianisch orientier-
ten Lohnpolitik wäre aus Sicht der Ge-
werkschaften sicherlich ein gewaltiger
Fortschritt, da dies den vorherrschenden
Trend einer permanenten Lohnzurückhal-
tung durchbrechen könnte. Eine prinzipi-
elle Beschränkung auf eine produktivitäts-
orientierte Lohnpolitik würde von den
Gewerkschaften jedoch nicht allein verlan-
gen, die „negativen“ Umverteilungsprozes-
se der letzten zwei Jahrzehnte als unverän-
derlich hinzunehmen, sondern zugleich die
Autonomie gewerkschaftlicher Lohnpoli-
tik grundlegend in Frage stellen. Die histo-
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LITERATUR

rische Erfahrung weist im Übrigen darauf
hin, dass alle Versuche, die Lohnpolitik auf
eine bestimmte Entwicklungsmarge festzu-
legen, sich früher oder später an der Dyna-
mik sozialer (Verteilungs-)Auseinanderset-
zungen gebrochen haben.

Auf seinem jüngsten Kongress 1999 in
Helsinki hat der EGB mit der Forderung
nach einer „europäischen solidarischen
Lohnpolitik“ die Debatte um ein umfassen-
des lohnpolitisches Zukunftskonzept der
Gewerkschaften in Europa eröffnet, die
über ein rein defensives Verhindern von
nationalem Lohndumping hinausgeht und
stattdessen die originären gewerkschaftli-

chen Ziele einer gerechteren und egalitäre-
ren Einkommensverteilung in den Mittel-
punkt rückt (EGB 1999). Demgegenüber
steht das, in Europa nach wie vor hegemo-
niale, neoliberale Leitbild einer wettbe-
werbsorientierten Lohnpolitik, mit dem es
vielfach gelungen ist, Fragen sozialer
Gleichheit und Verteilungsgerechtigkeit
aus den tarifpolitischen Auseinanderset-
zungen herauszudrängen. Die Rekonstruk-
tion eines neuen Leitbildes solidarischer
Lohnpolitik in Europa stellt die Gewerk-
schaften vor die Aufgabe, jene verdrängten
Fragen wieder in den Mittelpunkt zu
rücken und in eine Vision eines sozialen

Europas einzubetten, das tatsächlich sei-
nem Gründungsauftrag entsprechend in
der Lage ist, eine Angleichung der Lebens-
und Arbeitsbedingungen „auf dem Wege
des Fortschritts“ (EWG-Vertrag von 1957,
Art.117, Abs.1) durchzusetzen. Hierzu
gehört auch die Formulierung eines eige-
nen gewerkschaftlichen Gesamtkonzepts
europäischer Wirtschaftspolitik. In einem
solchen Konzept wird dann freilich die
Lohnpolitik nicht mehr nur eine abhängi-
ge, sondern eine autonome Variable sein
müssen, die das Thema der Verteilungsge-
rechtigkeit in den Mittelpunkt rückt.


